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Gemeinden lebenswert
gestalten
Städte und Gemeinden sind unse-
re Lebensumwelt. Hier ist der Ort,
wo viele sich engagieren und
wohlfühlen wollen – ein Stück
Heimat. Sie ist bedroht.

Kinderspielplätze werden nicht
mehr gewartet, Sportplätze nicht
mehr gepflegt, Musikschulange-
bote ausgedünnt. Freizeit-, Bil-
dungs- und Kultur- sowie soziale
Einrichtungen werden verteuert.
Oder sie fallen dem Rotstift ganz
zum Opfer. Dringend notwendige
Instandhaltung von Gebäuden oder
bei der Kanalisation unterbleiben.

!Vernachlässigung
von Städten und
Gemeinden ist
Vernachlässigung
von Bürgerinnen
und Bürgern.

Es gibt immer weniger Schu-
len, die ohne Eigenleistungen der
Eltern bei Reparatur- und Maler-
arbeiten auskommen. Dabei zah-

len diese Eltern schon Steuern.
Im Gegensatz zu vielen Aktien-
gesellschaften und GmbHs, die 
es mit raffinierten Tricks schaffen,
die Steuerzahlungen zu drücken,
manchmal sogar unter Null.

Fehlende Einnahmen
Schon das dritte Jahr sind die

Steuereinnahmen der Gemeinden
rückläufig. Die kommunale Finanz-
krise spitzt sich weiter zu. Das Loch
in der Kasse betrug im Jahr 2003
fast 10 Milliarden Euro. Auch 2004
rechnen die Kommunen mit Milliar-
dendefiziten.

Kommunalpolitiker warnen vor
der Illusion, dass man mit immer
weniger Steuern immer mehr und
immer bessere Leistungen finanzie-
ren kann. Niemand zahlt gerne
Steuern. Aber: Was nutzen ein paar
Euro weniger Steuern? Wichtiger
ist, dass die Kinder in gut ausge-
stattete Schulen gehen, es genü-
gend Lehrer gibt und eine Polizei,
die für die notwendige Sicherheit



Kommunalfinanzen in der Krise       

150

155

145

140

130

135

1992
1993

1994
1995

1996
1997

1998
1999

2000
2001

2002
2003

Nur kurze Zeit konnten die Gemeinden insgesamt einen kleinen Überschuss
in ihren Haushalten erwirtschaften. Seit drei Jahren müssen sie wieder Defizite
verkraften – 2003 so groß wie nie zuvor.
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sorgt. Auch die Stoßdämpfer freu-
en sich, wenn die Räder nicht stän-
dig über Schlaglöcher holpern.

Stabil und solidarisch
Bürgermeisterinnen und Bür-

germeister aus allen Parteien for-
dern eine Gemeindefinanzreform,
die diesen Namen wirklich ver-
dient. Denn sie erleben tagtäglich,
dass ihre Sparanstrengungen ver-
geblich bleiben, wenn die Einnah-
men immer weiter wegbrechen.

Parteiübergreifend üben Städte
und Gemeinden scharfe Kritik an
der Politik von Bundesregierung
und Opposition. Mit öffentlichen
Aktionen und im Bündnis mit
Gewerkschaften, Wohlfahrtsver-
bänden und dem Sportbund
machen sie darauf aufmerksam,
dass ihnen das Wasser bis zum
Hals steht. Viele Beschäftigte
haben sich bereits an den Aktionen
beteiligt und Reformen statt Kahl-
schlag gefordert.



Kommunen brauchen stabile
Steuereinnahmen, die solidarisch
finanziert werden müssen. Doch
Unternehmen, Reiche und vor
allem Superreiche haben sich
immer weiter aus der Finanzie-
rung des Gemeinwesens zurück-
gezogen. Sie müssen wieder mehr
beitragen!

Die Gemeinden brauchen 10
Milliarden Euro, damit sie nicht
weiter abrutschen. Weitere 10 Mil-
liarden Euro sind notwendig, damit
wieder mehr für die Infrastruktur
und soziale Dienstleistungen aus-
gegeben werden kann.

Die Gewerbesteuer muss gestärkt
werden, damit die Gemeinden
stetigere Einnahmen haben. Die
Wiedererhebung der Vermögen-
steuer und eine verbesserte Erb-
schaftsteuer ermöglicht den
Ländern, die Finanzausstattung
ihrer Kommunen aufzustocken.

!Die Vermögensteuer
und die Reform der
Erbschaftsteuer
ermöglicht Mehr-
einnahmen von 
20 Milliarden Euro
jährlich.



Fauler Kompromiss
Die Reform der Gemeinde-

finanzen ist im Dezember 2003
am Widerstand von CDU/CSU/FDP 
gescheitert. Als „Trostpflaster“
erhalten die Gemeinden 2,5 Milli-
arden Euro vom Bund und von den
Ländern. Das ist viel zu wenig.
Und eine dauerhafte Lösung ist
es auch nicht.

Erwerbsfähige Sozialhilfe-
empfängerinnen und Sozialhilfe-
empfänger erhalten ihre Unterstüt-

zung zukünftig vom Arbeitsamt 
mit dem neuen Namen: Bundes-
agentur für Arbeit. Dafür sollen 
die Kommunen die Ausgaben für
Wohngeld übernehmen. Die finan-
ziellen Auswirkungen sind für die
Kommunen noch völlig ungewiss.

Spaltungen vertiefen
sich

Die Wirtschaft will die Gewer-
besteuer am liebsten ganz abschaf-
fen. Klar, die zahlt sie auch alleine.

Kein Geld mehr für Investitionen

Die schlechte Finanzausstattung ist in vielen Gemeinden schon auf den ersten
Blick sichtbar: Schlaglöcher in den Straßen, bröckelnde Fassaden an Rathäusern 
und Schulen.
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„Interessenband“ zwischen
Kommune und Unternehmen kap-
pen. Das wäre so, als würde ein
Automobilunternehmen seinen
Reifenlieferanten nur dann bezah-
len, wenn es selbst Gewinne
erwirtschaftet.

!Kein Unternehmen
kann ohne Straßen,
Wasserversorgung
und Kanalisation
produzieren.

Handwerker ohne
Aufträge

Öffentliche Investitionen sind
gleichzeitig Aufträge. Vor allem
kleine und mittlere Betriebe, die
regional operieren, sind durch
fehlende öffentliche Aufträge
bedroht. Der Anteil der Kommu-
nen an den gesamten Investi-
tionen der öffentlichen Hand liegt
bei 60 Prozent. Unter der schwa-
chen Investitionstätigkeit der
Städte und Gemeinden leiden
Konjunktur und Beschäftigung.

Stattdessen sollen die Gemeinden
Zuschläge auf die Einkommen-
steuer erheben. So werden auch
wir zur Kasse gebeten. Außer-
dem: Die ärmsten Gemeinden
müssten die höchsten Zuschläge
erheben.

Regionale Unterschiede dro-
hen, sich weiter zu vergrößern.
Das im Grundgesetz verankerte
Ziel gleichwertiger Lebensverhält-
nisse wird immer weniger erreicht.

Der Beitrag der Unternehmen
an den kommunalen Steuerein-
nahmen läge nur noch bei 36
Prozent. Heute sind es noch 52
Prozent. Umgekehrt würde der
Beitrag der Beschäftigten von
knapp 50 Prozent auf 64 Prozent
steigen.

!Wer kann, wird aus
den ärmeren
Gemeinden fort- 
ziehen.

Unternehmen brauchen
öffentliche Investitionen

Die Abschaffung der Gewer-
besteuer würde das sogenannte



Für Kinderbetreuung, Jugendhilfe, Straßen, Kranken- und
Altenpflege sowie Kultur brauchen die Gemeinden eine 
ausreichende Finanzierung. Nur so können sie die Infrastruktur
für Unternehmen und eine lebenswerte Umwelt für alle 
gewährleisten.

ver.di fordert:

■ Die Gemeinden brauchen mindestens 20 Mil-
liarden Euro zusätzliche Einnahmen, damit sie
wieder investieren können.

■ Die Gewerbesteuer muss gestärkt werden,
damit Unternehmen wieder ihren Beitrag zur
Finanzierung der Infrastruktur leisten.

■ Die Wiedererhebung der Vermögensteuer und
eine verbesserte Erbschaftsteuer sind unver-
zichtbar zur stabilen Finanzierung der Länder
und Kommunen.

Mehr Infos: www.wipo.verdi.de
www.verdi.de/Gemeindefinanzen 
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